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Zu den Voraussetzungen einer auf Vorsatzanfechtung gestützten Klage eines Insolvenz-
verwalters gegen eine Berufsgenossenschaft auf Rückgewähr von per Scheck erfolgten 
Teilzahlungen auf Beitragsforderungen.  
 

§ 133 InsO 
 
Urteil des OLG Koblenz vom 25.06.2010 – 10 U 924/09 –  
Bestätigung des Urteils des LG Mainz vom 24.06.2009 – 9 O 315/08 – 
 

Streitig war die Rückerstattung von Beträgen, die die beklagte BG in behauptet anfechtbarer 
Weise aus dem Vermögen der Gemeinschuldnerin jeweils per Scheck erhalten hatte. 
 
Die vorliegend erfolgte Übergabe mehrerer Schecks durch die Schuldnerin an den Gerichtsvoll-
zieher (GVZ) stellt nach Auffassung des OLG jeweils eine Rechtshandlung im Sinne des § 133 
InsO dar. In der Ausstellung der Schecks und deren Übergabe an den GVZ liege ein eigenver-
antwortliches willensgesteuertes Handeln der Schuldnerin. Auf die Bankkonten der Schuldnerin 
und eventuell dort noch vorhandene verfügbare Mittel hätte der GVZ keinen Zugriff gehabt. In-
dem die Schuldnerin die Schecks ausgestellt und dem GVZ übergeben hätte, sei sie nicht nur 
einem tatsächlichen Zugriff des GVZ auf vorhandenes Bargeld zuvorgekommen, sondern habe 
der vollstreckenden Gläubigerin eine Befriedigungsmöglichkeit verschafft, auf die diese mit Hilfe 
des GVZ nicht hätte zugreifen können. Im Wege der Zwangvollstreckung durch den GVZ hätte 
die Schuldnerin zur Ausstellung der Schecks nicht gezwungen werden können. Es beruhe auf 
ihrer eigenen freiwilligen Entscheidung, durch die mit Hilfe der Schecks geleisteten Abschlags-
zahlungen die Zwangsvollstreckung auf die in ihren Geschäftsräumen vorhandenen Gegen-
stände abzuwenden. Damit liege eine anfechtbare Rechtshandlung der Insolvenzschuldnerin 
vor (vgl. Beschluss des BGH vom 19.02.2009 – IX ZR 22/07 –, UV-Recht Aktuell 009/2009, S. 
558-559; vgl. auch Urteile des BGH vom 10.12.2009 – IX ZR 128/08 –, UV-Recht Aktuell 
005/2010, S. 295-303, und vom 10.02.2005 – IX ZR 211/02 –, HVBG-INFO 004/2005, S. 386-
395). Dies sei anders im Falle der Übergabe eines im Geschäftslokal vorhandenen Kassenbe-
standes (vgl. Beschluss des OLG Koblenz vom 31.03.2010 – 2 U 205/09); der GVZ hätte dort 
unmittelbaren Zugriff gehabt, so dass der GVZ dann, wenn der Schuldner ihm dieses Geld nicht 
selbst ausgehändigt hätte, es im Wege der Pfändung hätte an sich nehmen können. 
 
Das LSG hat auch die weiteren Voraussetzungen der Vorsatzanfechtung im vorliegenden Fall 
bejaht. Die übrigen Gläubiger der Insolvenzschuldnerin seien durch die teilweise Befriedigung 
der BG benachteiligt worden, die Geschäftsführerin der Insolvenzschuldnerin habe insoweit vor-
sätzlich gehandelt (vgl. Ausführungen auf S. 11 ff) und die BG habe auch Kenntnis von der 
Gläubigerbenachteiligungsabsicht gehabt (S. 13).  

 
Das Oberlandesgericht Koblenz hat mit Urteil vom 25.06.2010 – 10 U 924/09 –  
wie folgt entschieden: 
 
 

http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/9D8717AB5E83E278C12575B00035EE5C/$FILE/UVR2009-009-0558-0559.pdf
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/9D8717AB5E83E278C12575B00035EE5C/$FILE/UVR2009-009-0558-0559.pdf
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/7EE3C53CC4046653C12576E2003074B5/$FILE/UVR2010-005-0295-0303.pdf
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/7EE3C53CC4046653C12576E2003074B5/$FILE/UVR2010-005-0295-0303.pdf
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/67996B46D5543AE6C125701F004680F4/$FILE/2005-04-0386-0395.pdf
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/67996B46D5543AE6C125701F004680F4/$FILE/2005-04-0386-0395.pdf
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